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Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

zum Vollzug des Wohngeldgesetzes geben wir folgende Hinweise:  

 

1. Anrechnungsgrenze nach § 154 SGB XIV 

 

Mit Schreiben vom 19. Dezember 2024 (Az. StMB-35.1-4704-18-45-1) haben 

wir die Hinweise des Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und 

Bauwesen (BMWSB) vom 9. Dezember 2024 zur Einführung des Sozialgeset-

zesbuches XIV (SGB XIV) übermittelt. In den Hinweisen ist unter anderem 

ausgeführt, dass nach § 154 SGB XIV die Anrechnung von Geldleistungen 

nach Kapitel 23 SGB XIV als wohngeldrechtliches Einkommen erst ab einer 
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bestimmten Höhe vorgesehen ist (S. 10). Die Grenze zur Anrechnung bemisst 

sich nach der bis zum Außerkrafttreten des Bundesversorgungsgesetzes 

(BVG) geltenden Höhe der Grundrente, zuzüglich erfolgter Anpassungen nach 

§ 150 SGB XIV.  

 

Das BMWSB hat uns darüber informiert, dass ab dem 1. Juli 2026 die An-

rechnungsgrenze 1.008 Euro beträgt. Die Bekanntmachung dazu ist am 3. Juli 

2026 im Bundesanzeiger erschienen.  

 

2. Automatisierter Datenabgleich 

 

Wir hatten anlässlich der Zusatzbelastungen der Wohngeld-Plus-Reform die 

Möglichkeit eingeräumt (siehe Schreiben vom 22.12.2022, Az. StMB-35-4704-

18-35-1), vorübergehend auf die Bearbeitung von Rückläufen aus dem auto-

matisierten Wohngelddatenabgleich sowie Bußgeldverfahren zu verzichten, 

soweit dadurch die Bearbeitung von Wohngeldanträgen verzögert würde. Die 

Prüfung der Antwortdatensätze aus dem Datenabgleich und die Bußgeldver-

fahren sollten zu einem späteren Zeitpunkt nachgeholt werden. 

 

Wir weisen darauf hin, dass eine Zurückstellung der Bearbeitung von Rückläu-

fen aus dem automatisierten Datenabgleich sowie von Bußgeldverfahren we-

gen des Inkrafttretens der Wohngeld-Plus-Reform nicht mehr zulässig ist. Aus 

Klarstellungsgründen heben wir Nummer 1 Absatz 3 Satz 1 im Schreiben vom 

22.12.2022 hiermit auf. 

 

Soweit nicht ohnehin bereits geschehen, bitten wir darum, die Überprüfung 

und Bearbeitung zurückgestellter Antwortdatensätze unverzüglich nachzuho-

len bzw. wieder aufzunehmen. Auf die Wichtigkeit der Einleitung von Ord-

nungswidrigkeiten- und Strafverfahren bei einem entsprechenden Verdacht 

weisen wir erneut hin. Das grundsätzliche Vorgehen bei Vorliegen eines Ver-

dachts können Sie unserem Schreiben vom 24.09.2013 (Az. IIC5-4704-

001/08) entnehmen. Vorgaben zum Ordnungswidrigkeitenverfahren im Wohn-

geldrecht enthält auch Teil A Nr. 37.01 ff. WoGVwV. Die entsprechenden Ver-

fahren sind zeitnah einzuleiten. 

 

Wir haben die Regierung von Unterfranken gebeten, im Rahmen der Fachauf-

sicht die ordnungsgemäße Bearbeitung der Rückläufe aus dem Datenabgleich 
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sowie die Einleitung von Ordnungswidrigkeiten- und Strafverfahren künftig ver-

stärkt in den Blick zu nehmen.  

 

3. Nachweise im Wohngeldverfahren 

 

Wohngeldanträge gehen erfahrungsgemäß selten mit sämtlichen erforderli-

chen Nachweisen bei den Wohngeldbehörden ein. Um die Bürgerinnen und 

Bürger bei der Antragstellung zu unterstützen und die Nachforderungen der 

Wohngeldbehörden zu reduzieren, haben wir gemeinsam mit Wohngeldbehör-

den eine Auflistung der regelmäßig erforderlichen Nachweise bei Anträgen auf 

Miet- und Lastenzuschuss erstellt. Den beteiligten Wohngeldbehörden danken 

wir an dieser Stelle noch einmal für ihre Mitwirkung. Die Hinweisblätter (siehe 

Anlagen) sind in Kürze auf unserer Internetseite abrufbar. Gerne können Sie 

diese auch in Ihren Wohngeldbehörden und auf Ihren Internetseiten verwen-

den. Wenn Sie die Erfahrungen mit den Hinweisblättern mit uns teilen möch-

ten, freuen wir uns über eine Rückmeldung an 

  wohngeld-abfrage@stmb.bayern.de.  

 

Erfahrungen in der Praxis zeigen, dass Online-Anträge eher vollständig einge-

reicht werden. Insofern erinnern wir an unser Schreiben vom 21.01.2025 

(Az. StMB-35.1-4704-18-46-1), in dem wir auf die positive Wirkung gezielter 

Werbung für den Onlinedienst hingewiesen und Materialien zur Bewerbung zur 

Verfügung gestellt haben. Auch eine prominentere Positionierung des Online-

dienstes „Wohngeld online beantragen“ auf der Internetseite kann bereits zu 

einer erhöhten Nutzung führen.  

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. Sandra Rehmsmeier 
Ministerialrätin   
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